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So spart man auf dem Rücken von Langzeitarbeitslosen 
kommunale Ausgaben 

Erhöhung der vom Jobcenter 

anerkannten Mieten bleibt 

völlig unzureichend 

 
„Schlüssig“ soll das Konzept der  Stadt sein, das die Unterkunftskosten für Hartz-IV-
EmpfängerInnen in Nürnberg begrenzt und ab 01.01.2018 in Kraft treten wird. Ein 

Alleinstehender muss dann für 397 € einschließlich Nebenkosten Miete pro Monat 
eine Wohnung finden. Die Wahrscheinlichkeit dafür dürfte einem Sechser im Lotto 

entsprechen. Mindestens 10% der Hartz-IV-EmpfängerInnen müssen daher aus ihrem 
Existenzminimum - dem Regelsatz - zusätzlich Miete zahlen. 
 
Das von der Stadt vorgelegte Konzept hat erhebliche Schwächen: 

 Die Mietpreisgrenze wird nicht anhand des tatsächlichen Angebots beim 
Wohnungsleerstand, sondern anhand der  günstigeren Bestandsmieten 
belegter Wohnungen errechnet. Ob Wohnungen tatsächlich zu den Preisen 
verfügbar sind, untersucht die Stadt nicht.  

 Zentrale Motivation der Stadt ist die Sorge, dass durch eine angemessene 
Erhöhung insgesamt alle Mieten weiter hochgetrieben würden. Für die 

Berechtigung dieser Sorge jedoch gibt es keinen Beleg. Der Gesetzgeber sieht 
dies auch nur als einen von vier zu beachtenden Faktoren. 

 Die zugrundeliegenden Daten sind aus dem Jahr 2015 (Mietspiegel 2016) und 

daher bereits jetzt veraltet 
 Auf eine Mindestqualität des Wohnens wird keinerlei Rücksicht genommen – 

Hartz-IV-Empfänger sind demnach  auch ungesunde und zu kleine Wohnungen 

zumutbar? 
 

Erwerbslose können nichts für massiv steigende Mieten und vernachlässigten sozialen 
Wohnungsbau. 

 

 

 

 Deshalb: Erhöhung auf   

 mindestens 490 € jetzt! 
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- Resolution 26.10.2017- 
 
 

Erwerbslosenausschuss 
ver.di Mittelfranken 

 

„Wir fordern eine unverzügliche Erhöhung der durch das Jobcenter Nürnberg 
übernommenen Unterkunftskosten von mindestens 30%“ 

 
 
Die Nürnberger Mieten steigen und steigen – auch für Leistungsempfänger beim Jobcenter der Stadt.  
 
Während Jobcenter im Großraum wenigstens eine moderate Anpassung der  zu übernehmenden 
Mietkosten bei Hartz-IV-Empfänger*innen vorgenommen haben, verweigert die Stadt Nürnberg eine solche 
nunmehr seit  5 Jahren. Auf Basis des Mietenspiegels 2012 hatte sie in der Sitzung des Sozialausschusses am 
10.12.2012 zu diesem Zeitpunkt letztmals die sogenannten Angemessenheitsgrenzen angepasst. 
 
So beträgt die Mietgrenze in der Stadt Nürnberg seit dem 01.01.2013 beispielsweise immer noch 374 € für 
einen Alleinstehenden, 763 € für einen 5-Personen-Haushalt. Lediglich bei Mieterhöhungen während des 
Leistungsbezugs wird seit 3 Jahren ein 10-Prozentiger Zuschlag akzeptiert: Dies allerdings ausschließlich aus 
Opportunitätsgründen, da anderenfalls die Kosten des Umzugs vom Jobcenter zu übernehmen wären. 
 
Bereits im Jahr 2016 hat der Erwerbslosenausschuss der Gewerkschaft ver.di auf diesen Missstand mit 
Anfrage an die Stadt hingewiesen. Der Oberbürgermeister antwortete mit Schreiben vom 13.10.2016:  „Die 
Stadt Nürnberg plant eine Anpassung der Richtwerte im Laufe des Jahres 2017“  
 
Hierzu sind bis zum heutigen Datum für uns keine Aktivitäten erkennbar. 
 
Zugleich sind die Mieten in den letzten 5 Jahren ganz massiv gestiegen.  

 Das Vergleichsportal immowelt.de weist für Wieder- und Neuvermietung durchschnittliche 
Steigerungsraten von jährlich über 7 % aus1 

 Die Stadt Nürnberg hat zwischenzeitlich zwei neue Mietenspiegel (2014 und 2016) erstellt, welche 
eine Steigerung um 15-20 % binnen vier Jahren nahelegen.2 Neuere Zahlen liegen nicht vor. 

 33.800  Wohnungen fehlen bis 2030 in Nürnberg. Die Stadt Nürnberg will ab diesem Jahr jährlich 
1.500 Wohnungen fertigstellen, also in 14 Jahren 21.000 Wohnungen. Dies ist zwar engagiert, bleibt 
jedoch um rund 13.000 Wohnungen hinter dem Bedarf3, sodass von einer weiteren Verschärfung 
der Situation – insbesondere im günstigen Segment - auszugehen ist.  
Es muss Schluss sein mit Spekulationsgeschäften durch private Wohnungsbaugesellschaften wie der 
GBW und dem Patrizia-Konsortium. Hemmnisse beim sozialen Wohnungsbau in 
Eigenverantwortung der Kommunen sind abzubauen. 

 
 
Wir fordern daher die Stadt Nürnberg auf, bei seiner Sitzung des Sozialausschusses am 16.11.2017 das 
Thema zu behandeln und als Vorlage für die Stadtratssitzung am 13.12.2017 eine -wenigstens vorläufige - 
Erhöhung der Angemessenheitsgrenze um mindestens 30% zu beschließen. 
 

26.10.0217 
Für den Erwerbslosenausschuss: Tom de Buhr, Vorsitzender 

                                         
1 https://www.immowelt.de/immobilienpreise/detail.aspx?geoid=10809564000&etype=1&esr=2&timespan=36  
2 http://www.nordbayern.de/region/nuernberg/teures-wohnen-mieten-in-nurnberg-steigen-deutlich-1.5293597  
3 http://www.nordbayern.de/region/nuernberg/viele-neue-wohnungen-entstehen-in-nurnberg-1.5166572 
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